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Drucksache VI/3089 


Sachgebiet 621 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Wittmann (München), Freiherr 
von Fircks, Frau Jacobi (Marl), Hussing und Genossen 


betr. Taschengeld nach § 292 Abs. 4 Satz 5 des Gesetzes 
über den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz 
LAG) für Empfänger von Unterhaltshilfe gemäß 
§ 267 LAG 


Nach § 292 Abs. 4 Satz 5 LAG gewährt der Träger der Sozial- 
hilfe in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen Ein- 
richtung untergebrachten Unterhaltshilfeempfängern zur Dek- 
kung kleinerer persönlicher Bedürfnisse ein monatliches 
Taschengeld in folgender Höhe: 

a) einem alleinstehenden Berechtigten 

oder einem Ehegatten 35 DM 

b) gemeinsam untergebrachten Ehegatten 60 DM 

c) Kindern und Vollwaisen 12 DM 

Diese Sätze des Taschengeldes beruhen auf dem Zwanzigsten 
Gesetz zur Änderung des LAG vom 15. Juli 1968 (BGBl. I S. 806) 
und sind ab 1. Juni 1967 maßgebend. 

In den meisten Ländern der Bundesrepublik Deutschland wird 
von dem Träger der Sozialhilfe für Hilfeempfänger nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) gemäß § 21 Abs, 1 BSHG in der 
Regel ein weitaus höheres Taschengeld gewährt. In Bayern hat 
das Staatsministerium des Innern mit ME vom 16. Februar 1971 
(MABl. S. 116) für Hilfeempfänger über 21 Jahre mit Wirkung 
vom 1. April 1971 die Gewährung eines Mindesttaschengeldes 
in Höhe von 45 DM empfohlen. Für gemeinsam untergebrachte 
Ehegatten wird für jeden Ehegatten - im Gegensatz zur Rege- 
lung im LAG - ein Taschengeld von 45 DM gewährt. 

Dem Vernehmen nach beabsichtigen diejenigen Länder, die 
gegenwärtig noch ein niedrigeres Taschengeld als 45 DM ge- 
währen, die Sätze mindestens auf diesen Betrag anzuheben. 
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Die unterschiedlichen Taschengeldsätze tragen dazu bei, den 
Frieden in den Heimen erheblich zu stören. Das sollte im Inter- 
esse der Heimbewohner und der Heime und Anstalten ver- 
mieden werden. 

Soweit bekannt, wird im Arbeitskreis des „Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge"' zur Zeit geprüft, welchen 
Bedarf an Taschengeld die in Einrichtungen untergebrachten 
Personen haben. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, die Höhe des Taschengeldes 
an Unterhaltshilfeempfänger im Hinblick auf die seit 1. Juni 
1967 erheblich gestiegenen Lebenshaltungskosten und die im 
Rahmen der Sozialhilfe gewährten wesentlich höheren 
Taschengeldbeträge zu überprüfen und die Sätze des 
Taschengeldes angemessen zu erhöhen, ggf, in welchem Um- 
fang und ab welchem Zeitpunkt? 

2. Sollte bei einer Neuregelung der Taschengeldsätze nach 
§ 292 Abs. 4 Satz 5 LAG für gemeinsam in Einrichtungen 
untergebrachte Eheleute entsprechend der Regelung der 
Sozialhilfe nicht ein Taschengeld getrennt für jeden Ehe- 
gatten gewährt werden? 

3. Welche zusätzlichen Kosten würden sich aus einer Anpas- 
sung der Taschengeldsätze nach dem LAG an die höheren 
Leistungen der Länder nach dem BSHG ergeben? 


Bonn, den 1. Februar 1972 


Dr, Wittmann (München) 
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